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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im April kündigte der Bundesrat an, dass er die UNO-Konvention über die Rechte der
Kinder unterzeichnen werde. Bestehenden Unstimmigkeiten zur schweizerischen
Rechtsordnung — beispielsweise in Zusammenhang mit dem fehlenden Recht auf
Familiennachzug für bestimmte Ausländerkategorien — möchte er mit einem Vorbehalt
begegnen. Die Regierung bekräftigte damit ihre Stellungnahme zu einer Motion Longet
(sp, GE), welche den Bundesrat aufforderte, den Räten die Ratifizierung der UNO-
Konvention zu beantragen und gleichzeitig die nötigen Anpassungen des Landesrechts
vorzulegen. Bei dieser Gelegenheit erklärte der Bundesrat, dass er dieses
Übereinkommen den Räten erst nach Vorliegen der Botschaften zu den internationalen
Abkommen über die Menschenrechte und die Rassendiskriminierung unterbreiten
werde. Da die Motion im Rat bekämpft wurde, musste die Diskussion verschoben
werden. 1

MOTION
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Nach Jahren relativer Ruhe ist in letzter Zeit wieder vermehrt von Familienpolitik die
Rede. So auch im Parlament, wo in der Herbstsession mehrere parlamentarische
Vorstösse behandelt wurden. Zwei gleichlautende Motionen Brügger und Piller (beide
sp, FR) zur Förderung von Familien mit Kindern wurden vom jeweiligen Rat als Postulate
überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 04.10.1991
MARIANNE BENTELI

Der Schutz bei Mutterschaft wurde im Nationalrat ebenfalls thematisiert. Eine von E.
Segmüller (cvp, SG) eingereichte Motion für eine Lohnfortzahlung bei Mutterschaft
wurde, da der Bundesrat versicherte, das Anliegen speditiv an die Hand nehmen zu
wollen, auf seinen Antrag allerdings nur als Postulat angenommen. 3

MOTION
DATUM: 04.10.1991
MARIANNE BENTELI

In der Herbstsession zeigte sich der Nationalrat aber bereit, in dieser Frage eine
härtere Gangart einzuschlagen. Gemäss dem Antrag der Petitions- und
Gewährleistungskommission zeigte er zwar wenig Neigung, einer parlamentarischen
Initiative Spielmann (pda, GE), welche eine vorbehaltlose Unterzeichnung der
Konvention verlangt hatte, Folge zu geben, verabschiedete aber eine entsprechende
Kommissionsmotion. Gleichzeitig überwies er eine analoge Petition der Schweizer
Kirchen zur Kenntnisnahme an den Bundesrat. 4

MOTION
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat den Bundesrat mit einer Motion verpflichten wollen,
die notwendigen Gesetzesrevisionen für eine vorbehaltlose Ratifizierung der UNO-
Konvention über die Rechte der Kinder vorzulegen. Dies hätte vor allem Anpassungen
in der Ausländer- und Asylgesetzgebung zur Folge gehabt, da die Konvention den
Grundsatz der Familienzusammenführung bekräftigt. Weil die zeitraubenden
Gesetzgebungsarbeiten die Ratifikation unnötig verzögern würden, gab der Ständerat
dem Antrag des Bundesrates statt und überwies die Motion lediglich als Postulat. Die
kleine Kammer betonte dabei allerdings nachdrücklich, dass sie nun auch tatsächlich
eine rasche Ratifikation bzw. in nächster Zeit die Botschaft des Bundesrates erwartet.
Die Regierung kam dieser Aufforderung nach und gab Mitte September ihre
diesbezüglichen Vorschläge in die Vernehmlassung. 5

MOTION
DATUM: 20.03.1992
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative «für gleiche Rechte von Frau und Mann bei der Wahl des
Familiennamens (Familiennameninitiative)» kam nicht zustande. Bereits 1990 war eine
analoge Initiative an der notwendigen Unterschriftenzahl gescheitert. Auch im
Parlament hatte die Forderung nach mehr Freiheit bei der Wahl des Familiennamens
kaum Chancen. Bei der Behandlung einer Motion Haering Binder (sp, ZH) erinnerte
Bundesrat Koller daran, dass der Gesetzgeber seinerzeit bei der Revision des Eherechts
unter allen Umständen an der Einheit des Familiennamens für Ehegatten und Kinder

MOTION
DATUM: 16.12.1992
MARIANNE BENTELI
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festhalten wollte, obgleich er sich bewusst war, dass dies dem Gleichheitsgebot in der
Bundesverfassung nicht entspricht. Aus diesem Grund wurde die Motion auf Antrag des
Bundesrates nur als Postulat angenommen. 6

Eine Motion der CVP-Fraktion zu einem Rahmengesetz für Bedarfsleistungen bei
Mutterschaft wurde - gegen den Antrag der Waadtländer Liberalen Sandoz - vom
Nationalrat mit Zustimmung der Urheber als Postulat verabschiedet. Die CVP möchte
damit erreichen, dass derartige Unterstützungen nicht nur in einzelnen Kantonen,
sondern in der ganzen Schweiz gewährt werden, da sie etliche Familien und vor allem
viele alleinerziehende Mütter vor der Inanspruchnahme von Sozialhilfe bewahren
könnten. Der Bundesrat, der diese Leistungen auf rund 40 Mio Fr. bezifferte, war
bereit, das Postulat entgegenzunehmen, da es in die Richtung seiner im Zusammenhang
mit der geplanten Mutterschaftsversicherung gemachten Vorschläge gehe. 7

MOTION
DATUM: 01.02.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH), dass Väter oder Mütter, die
ihren Beruf nur ausüben können, wenn sie ihre Kinder betreuen lassen, die Kosten
dafür von den Steuern sollen absetzen dürfen. Bundesrat Stich beantragte die
Umwandlung in ein Postulat, da der Vorstoss das eben erst in Kraft getretene
Steuerharmonisierungsgesetz strapazieren würde und die Anrechnung der
Betreuungskosten als Gewinnungskosten zu Abzügen in unkontrollierbarer Höhe führen
würde. Der Nationalrat folgte aber den Argumenten von Frau Spoerry, wonach die
geltende gesetzliche Regelung nicht mehr den heutigen gesellschaftlichen
Gegebenheiten und insbesondere der grossen Anzahl von alleinerziehenden Müttern
entspreche und überwies den Vorstoss in der verbindlichen Form. Da Spoerry für ihr
Anliegen nicht eigentlich eine Gesetzesänderung vorschlug, sondern eher den Weg über
eine Anpassung der entsprechenden Verordnung ins Auge fasste, erachtete der
Ständerat die Motion als ein rechtlich nicht haltbares Instrument, weil damit das
Parlament in den Hoheitsbereich der Exekutive eingreifen würde. Er befand zudem, die
Diskussion über diese Fragen sei ohnehin lanciert, weshalb es nicht richtig wäre, jetzt
bereits ein Präjudiz für die eine oder andere Lösung zu schaffen. Um aber zu
unterstreichen, dass er ebenfalls der Ansicht sei, dass hier Handlungsbedarf bestehe,
überwies er die Motion als Postulat. 8

MOTION
DATUM: 14.03.1995
MARIANNE BENTELI

Wenig wissen wollte die grosse Kammer auch von einem Gesetz für die finanzielle
Unterstützung der im Familienbereich tätigen Organisationen. Auf Antrag des
Bundesrates, welcher in erster Linie die Finanzlage des Bundes ins Feld führte, wurde
eine entsprechende Motion Grossenbacher (cvp, SO) lediglich als Postulat
angenommen. 9

MOTION
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des
Nationalrates den Bundesrat beauftragen, Verfassungsgrundlagen zu schaffen, welche
sicherstellen, dass dem Bund eine generelle Rechtsetzungskompetenz für den Schutz
der Familien sowie zur Wahrung der Rechte von Kindern und Jugendlichen zusteht. In
ihren Erwägungen bezeichnete die Kommission die Leistungen der Schweiz für die
Familien - insbesondere im Vergleich mit anderen europäischen Ländern - als
eigentliches Armutszeugnis. Mit neuen Verfassungsgrundlagen sei deshalb eine
Gesamtschau für die Familie und ihre Bedürfnisse zu entwickeln. Auf Antrag des
Bundesrates wurde auch diese Motion nur in der Postulatsform verabschiedet. 10

MOTION
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates lehnte der Nationalrat eine Motion Zwygart (evp, BE) ab,
welche die Landesregierung verpflichten wollte, durch geeignete Massnahmen dafür zu
sorgen, dass die Abtreibungspille RU486 in der Schweiz nicht zugelassen wird. 11

MOTION
DATUM: 07.03.1996
MARIANNE BENTELI
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Gegen den Willen von Bundesrätin Dreifuss, welche den Vorschlag als zu ambitioniert
und als zu starke Belastung für die Verwaltung bezeichnete, nahm der Nationalrat in der
Herbstsession nach kurzer Diskussion mit 79 zu 50 Stimmen eine Motion der CVP-
Fraktion an, welche verlangt, dass inskünftig alle Gesetze auf ihre
Familienverträglichkeit überprüft werden müssen . 12

MOTION
DATUM: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an diese Beratung nahm der Ständerat diskussionslos eine Motion seiner
Rechtskommission an, welche den Bundesrat beauftragt, im Hinblick auf das
Inkrafttreten des neuen Rechtes eine Broschüre über Eheschliessung und Eherecht zu
verfassen. Diese soll den Verlobten bei ihrer Anmeldung im Zivilstandsamt unentgeltlich
abgegeben werden. 13

MOTION
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates, welcher gravierende Schwierigkeiten bei der Umsetzung zu
bedenken gab, überwies der Ständerat eine Motion der CVP-Fraktion für eine generelle
Familienverträglichkeitsprüfung nur in Postulatsform. Der Vorstoss wollte den
Bundesrat verpflichten, eine gesetzliche Grundlage dafür zu schaffen, dass der Bund
die Rechtsetzung und das staatliche Handeln laufend dahingehend überprüft, ob sie
den Erfordernissen der Familien entsprechen. 14

MOTION
DATUM: 18.03.1997
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos nahm der Nationalrat eine Motion des Ständerates an, welche den
Bundesrat beauftragt, im Hinblick auf das Inkrafttretens des neuen Scheidungsrechts
eine Broschüre über Eheschliessung und Eherecht zu verfassen. Diese soll den
Heiratswilligen bei ihrer Anmeldung auf dem Zivilstandsamt unentgeltlich abgegeben
werden. 15

MOTION
DATUM: 17.12.1997
MARIANNE BENTELI

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat verweigerte die grosse Kammer einer Motion
Jutzet (sp, FR) die Zustimmung, die eine Gesetzesänderung in dem Sinn verlangte, dass
lohnbeziehende Väter bei der Geburt eines Kindes einen bezahlten Vaterschaftsurlaub
von mindestens einer Woche Dauer erhalten. Für die Ablehnung wurde geltend
gemacht, dass solche Regelungen weiterhin den Vereinbarungen unter den
Sozialpartnern vorbehalten bleiben sollen. 16

MOTION
DATUM: 03.03.1999
MARIANNE BENTELI

Lediglich als Postulat überwies der Nationalrat eine Motion Teuscher (gp, BE), die den
Bundesrat beauftragen wollte, ein Konzept für eine Informations- und
Sensibilisierungskampagne auszuarbeiten, um partnerschaftliche Modelle sowohl bei
der Familienarbeit und der Kinderbetreuung als auch bei der Erwerbsarbeit zu
unterstützen. Gänzlich verworfen – und zwar mit 71 zu 26 Stimmen – wurde eine
weitere Motion Teuscher, die eine Ergänzung von Art. 217 des Strafgesetzbuches
(Vernachlässigung der Unterhaltspflichten) verlangte. Danach sollte säumigen
Alimentenzahlern der Führerausweis entzogen werden können, bis sie ihren
Verpflichtungen nachkommen. Der Bundesrat erklärte seinen Antrag auf Ablehnung
damit, dass der Führerscheinentzug nicht als Strafe, sondern nur als Massnahme der
kantonalen Verwaltungsbehörden verhängt werde, weshalb sich das Instrument im
vorliegenden Fall nicht eigne. 17

MOTION
DATUM: 03.03.1999
MARIANNE BENTELI

Die CVP-Vorstellungen konkretisierten sich in einer Motion ihrer Solothurner
Ständerätin Simmen. Sie verlangte, bei den direkten Steuern seien die Kinderabzüge zu
erhöhen sowie Abzüge für Kinderbetreuung durch Dritte vorzusehen. Gegen den Willen
des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, weil der Vorstoss nicht
nur die direkte Bundessteuer, sondern auch die nicht in der Kompetenz des Bundes
liegenden Kantons- und Gemeindesteuern anvisiere, wurde die Motion mit 21 zu 8
Stimmen klar überwiesen. 18

MOTION
DATUM: 04.10.1999
MARIANNE BENTELI
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Im Rahmen der Legislaturplanung 1999-2003 verabschiedete der Nationalrat mit 111 zu
69 Stimmen eine Richtlinienmotion, welche den Bundesrat beauftragen wollte, die
Rolle der Familien in der Gesellschaft zu bewahren und auszubauen. Dazu sollte die
wirtschaftliche Eigenständigkeit durch die Berücksichtigung der wirklichen Kosten der
Familien bei der Besteuerung gestärkt sowie alle politischen Entscheide und Erlasse
einer gesetzlich verankerten Familienverträglichkeitsprüfung unterzogen werden. Im
Nationalrat beantragte der Bundesrat vergeblich mit dem Hinweis auf ein neu
geschnürtes Steuerpaket sowie auf die Tätigkeit der (personell allerdings sehr knapp
dotierten) Zentralstelle für Familienfragen Abschreibung des Vorstosses. Der Ständerat
zeigte sich hingegen der Argumentation des Bundesrates zugänglich und strich den
Vorstoss von der Traktandenliste. 19

MOTION
DATUM: 22.06.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte die Rechtskommission des Ständerates den Bundesrat
beauftragen, im Einvernehmen mit den Kantonen Massnahmen zu treffen, um dem
medizinischen Personal das Recht einzuräumen, die Mitwirkung an
Schwangerschaftsabbrüchen aus ethischen Gründen zu verweigern. Der Bundesrat
vertrat die Auffassung, persönliche religiöse und weltanschauliche Überzeugungen
seien im Grundkatalog der Bundesverfassung weitgehend geschützt. Zudem liege das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis, dem die meisten Medizinalpersonen in den
Spitälern unterstellt sind, in der Kompetenz der Kantone. Auf seinen Antrag wurde der
Vorstoss nur als Postulat überwiesen. 20

MOTION
DATUM: 28.11.2000
MARIANNE BENTELI

Ein Jahr nach Inkraftsetzung des neuen Scheidungsrechts breitete sich auf weiter
Front Ernüchterung aus. Hauptpunkte der Kritik aus Anwalts- und Richterkreisen waren
die Wartefrist von 60 Tagen nach der ersten Anhörung vor Gericht, die vierjährige
Trennungszeit, wenn einer der Partner die Scheidung verweigert, sowie die Aufteilung
des BVG-Rentenkapitals, die nach Ansicht von Fachleuten zu wenig klar geregelt ist. Mit
einem Postulat verlangte der Freiburger SP-Nationalrat Jutzet vom Bundesrat eine
rasche Revision der strittigen Punkte. Die Landesregierung vertrat zwar die Ansicht,
jedes neue Gesetz leide unter Anlaufschwierigkeiten, die sich oft im Lauf der Zeit
legten, erklärte sich aber bereit, das neue Recht umgehend einer vertieften Prüfung zu
unterziehen. 21

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion forderte Nationalrat Schmied (svp, BE) Gesetzesgrundlagen zur
(finanziellen) Besserstellung von ledigen Müttern. Der Bundesrat teilte die Auffassung,
dass dem Gesetzgeber hier eine besondere Verantwortung zukommt. Er bezweifelte
allerdings das Ausmass des dargelegten Problems, da die meisten unehelich geborenen
Kinder vor ihrer Geburt oder innerhalb des ersten Lebensjahres von ihren Vätern
anerkannt werden. Er verwies auf die grundsätzliche Gleichbehandlung von ehelichen
und unehelichen Kindern bei der Bemessung des Unterhalts und auf die Möglichkeiten,
die sich aus den parlamentarischen Initiativen Fehr und Meier-Schatz ergeben. Auf
seinen Antrag wurde die Motion lediglich als Postulat angenommen. 22

MOTION
DATUM: 22.06.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, zwei Motionen Janiak (sp, BL) entgegenzunehmen, die ihn
beauftragen, das Eheverbot für Stiefverhältnisse aufzuheben, und das Verfahren der
Scheidung bei Teileinigung bundesrechtlich zu regeln, worauf sie der Nationalrat
überwies. Eine weitere Motion Janiak, die forderte, die Regelung, wonach die
Scheidung einer Ehe aus Gründen der Unzumutbarkeit vor Ablauf der vierjährigen Frist
verlangt werden kann, sei durch die Aufführung von schwerwiegenden Gründen zu
konkretisieren und zu präzisieren, wurde auf Antrag des Bundesrates nur als Postulat
angenommen. 23

MOTION
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH), die verlangte, dass kein
medizinisches Personal zur Beteiligung an einem Schwangerschaftsabbruch gezwungen
werden kann und aus einer Weigerung keine Nachteile im Arbeitsverhältnis erfolgen
dürfen, in der Postulatsform. 24

MOTION
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI
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Nach dem Nationalrat im Vorjahr hiess auch der Ständerat oppositionslos eine Motion
aus der grossen Kammer gut, die verlangt, das Eheverbot für Stiefverhältnisse sei
aufzuheben. 25

MOTION
DATUM: 02.10.2003
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte, eine Motion der SGK-NR abzulehnen, welche ihn
beauftragen wollte, Vorschläge zur Harmonisierung der Gesetzgebung betreffend
Alimentenbevorschussung und -inkasso auszuarbeiten. Er begründete seine Haltung
damit, dass sämtliche Kantone das Instrument der Alimentenbevorschussung, wenn
auch in unterschiedlicher Form und Höhe, bereits eingeführt haben, weshalb hier kein
Handlungsbedarf mehr bestehe. Die Kommission, welche die Motion einstimmig
gutgeheissen hatte, verwies auf die enormen Unterschiede von Kanton zu Kanton,
weshalb eine Harmonisierung dringend notwendig sei. Der Rat folgte dieser
Argumentation und nahm die Motion mit 84 zu 48 Stimmen an. 26

MOTION
DATUM: 17.03.2004
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung des Partnerschaftsgesetzes (siehe unten) wurde im Ständerat bei den
Änderungen bisherigen Rechts und auf Antrag der Rechtskommission eine von beiden
Räten gutgeheissene Motion von Nationalrat Janiak (sp, BL) umgesetzt, die eine
Aufhebung des Eheverbots für Stiefverhältnisse im ZGB verlangte, da sonst eine
Ungleichbehandlung entstanden wäre, weil im neuen Partnerschaftsgesetz
Stiefverhältnisse nicht ausgeschlossen sind. Leumann (fdp, ZH) beantragte, die
Bestimmung hier zu streichen, um die Vorlage angesichts des drohenden Referendums
nicht zu überladen, unterlag aber mit 16 zu 11 Stimmen. Der Nationalrat stimmte
diskussionslos zu. 27

MOTION
DATUM: 03.06.2004
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine im Vorjahr von der grossen Kammer gutgeheissene Motion
der SPK-NR ab, welche den Bundesrat beauftragen wollte, Vorschläge zur
Harmonisierung der Gesetzgebung betreffend Alimentenbevorschussung und -inkasso
auszuarbeiten, um die enormen Unterschiede zwischen den Kantonen auszugleichen.
Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, weil er die kantonale
Gesetzgebung nicht konkurrenzieren wollte. 28

MOTION
DATUM: 10.10.2005
MAGDALENA BERNATH

2003 hatte Nationalrätin Fehr (sp, ZH) eine Motion eingereicht, die den Bundesrat
auffordert, einen umfassenden Massnahmenplan für die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu erarbeiten und dabei Kantone, Gemeinden, Sozialpartner und NGO mit
einzubeziehen. Für ihr Anliegen machte sie die niedrige Geburtenrate, absehbare
Engpässe auf dem Arbeitsmarkt sowie einen steigenden finanziellen Druck auf Familien
mit kleinen und mittleren Einkommen geltend. Obgleich sich der Bundesrat bereit
erklärt hatte, die Motion entgegen zu nehmen, war sie 2004 von rechtsbürgerlicher
Seite bekämpft worden. Im Berichtsjahr nun wurde sie, trotz einiger
Rückzugsscharmützel, praktisch diskussionslos mit grossem Mehr genehmigt, wonach
auch der Ständerat den Vorstoss überwies. 29

MOTION
DATUM: 11.05.2006
MARIANNE BENTELI

Im Sinn einer familienfördernden Massnahme beantragte Nationalrat Hochreutener
(cvp, BE) mit einer Motion, von Familien in der Erziehungsphase nur reduzierte AHV-
Prämien ohne entsprechende Rentenreduktion zu erheben. Die Mindereinahmen
sollten durch höhere Prämien der kinderlosen Versicherten kompensiert werden.
Dieser Vorschlag wurde vom Volumen der Entlastung her als völlig unwesentlich
bezeichnet, könnte aber zu einer Aushöhlung des Solidaritätsgedanken führen. Neben
dem Bundesrat beantragte auch die SP-Fraktion, die Motion abzulehnen; diese
scheiterte mit 126 zu 27 Stimmen. Sie fand lediglich die Zustimmung einer Mehrheit der
CVP-Fraktion sowie der geschlossenen EVP/EDU-Fraktion. 30

MOTION
DATUM: 06.06.2006
MARIANNE BENTELI
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Nationalrätin Hutter (svp, SG) verlangte mit einer Motion, die Kinderbetreuung
innerhalb der Familie sei steuerlich zu entlasten. Ihr Vorschlag sah einen Sozialabzug
von 20'000 Fr. für ein Kind und von 30'000 Fr. für Familien mit zwei oder mehr Kindern
vor. Der Bundesrat empfahl, die Motion abzulehnen. Er begründete seine Haltung unter
anderem damit, dass mit diesem Abzug ein ausserfiskalisches Ziel, nämlich die
Förderung der Selbstbetreuung von Kindern verfolgt werde. Dieses umzusetzen, würde
womöglich aufwändiger Kontrollen bedürfen und auf allen Ebenen zu enormen
Steuerausfällen führen. Es seien zudem oft ökonomische Gründe, die einen
Zweitverdienst in der Familie bedingten. Frauen mit guter Ausbildung durch derartige
Steuerrabatte von einer Erwerbstätigkeit abzuhalten, wäre zudem volkswirtschaftlich
nicht sinnvoll. Obgleich die Motion auch bei einzelnen CVP- und FDP-Abgeordneten
Unterstützung fand, wurde sie mit 95 zu 77 Stimmen abgelehnt. 31

MOTION
DATUM: 01.10.2007
MARIANNE BENTELI

In der Folge des Gleichstellungsberichts des Bundesrates reichte Nationalrat Nordmann
(sp, VD) eine Motion ein, die in allgemeiner Form einen Vaterschaftsurlaub von „einigen
Wochen“ verlangte, während denen ein Vater einen Anspruch auf
Erwerbsausfallentschädigung analog zum Mutterschaftsurlaub haben sollte. Der
Bundesrat vertrat die Ansicht, hier müssten sozialpartnerschaftliche Lösungen
gefunden werden; eine Lösung über die Erwerbsersatzordnung wie beim
Mutterschaftsurlaub würde dieses Sozialwerk völlig aus dem Gleichgewicht bringen.
Trotz dieser Bedenken stimmte der Nationalrat mit 78 zu 74 Stimmen der Motion zu.
Grüne und SP votierten geschlossen dafür, FDP und SVP ebenso einhellig dagegen und
die CVP und die EVP waren gespalten. Im Ständerat unterlag die Motion dann aber mit
21 zu 13 Stimmen. 32

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Oppositionslos und im Einverständnis mit dem Bundesrat, der ebenfalls
Handlungsbedarf ortete, nahm die grosse Kammer eine Motion Zeller (fdp, SG) (Mo.
07.3619) für die rasche Schaffung eines zentralen Kinder- und Bezügerregisters an, um
zu verhindern, dass beide Elternteile, ob aus Nichtwissen oder aus missbräuchlicher
Absicht, einen Antrag auf Kinderzulagen stellen können, wenn sie beispielsweise nicht
den gleichen Familiennamen tragen oder in unterschiedlichen Kantonen erwerbstätig
sind. Der Ständerat stimmte einer gleich lautenden Motion Schiesser (fdp, GL) ebenfalls
zu. 33

MOTION
DATUM: 21.12.2007
MARIANNE BENTELI

Da er im Vorjahr einer analogen Motion Zeller (fdp, SG) (Mo. 07.3619) bereits zugestimmt
hatte, überwies der Nationalrat diskussionslos eine Motion Schiesser (fdp, GL) der
kleinen Kammer für die rasche Schaffung eines zentralen Kinder- und Bezügerregisters.
Damit soll verhindert werden, dass beide Elternteile, ob aus Nichtwissen oder aus
missbräuchlicher Absicht, einen Antrag auf Kinderzulagen stellen können, wenn sie
beispielsweise nicht den gleichen Familiennamen tragen oder in unterschiedlichen
Kantonen erwerbstätig sind. Der Ständerat seinerseits überwies ebenso diskussionslos
die Motion Zeller der grossen Kammer. 34

MOTION
DATUM: 18.12.2008
MARIANNE BENTELI

Im Ständerat scheiterten eine Motion Maury Pasquier (sp, GE) für elterliche Präsenz bei
schwerkranken Kindern sowie eine Motion Ory (sp, NE) zur Einführung eines Taggeldes
für Eltern, die ihre schwer erkrankten oder verunfallten Kinder betreuen. 35

MOTION
DATUM: 05.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Eine Motion der Grünen zur Erhöhung der Kinderzulagen wurde vom Nationalrat mit 115
zu 73 Stimmen abgelehnt. Der Ständerat verwarf mit 13 zu 10 Stimmen eine Motion
Maury Pasquier (sp, GE), mit der gefordert wurde, die Familienzulagen nicht mehr an
den erwerbstätigen Elternteil auszurichten, sondern an diejenige Person, bei der das
Kind lebt. 36

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN
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Eine Motion der Grünen Fraktion zur Finanzhilfe für familienergänzende
Kinderbetreuung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrssession mit 122 zu 72 Stimmen
verworfen. Mit dem Vorstoss sollten die Anforderungen gelockert werden, welche die
Einrichtungen erfüllen müssen, um von den finanziellen Beihilfen profitieren zu
können. 37

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Nachdem die beiden Räte in der ersten Jahreshälfte eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats zur Weiterführung der
Anschubfinanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung überwiesen hatten,
schickte der Bundesrat im Juli einen entsprechenden Vorentwurf in die
Vernehmlassung. Dieser sieht vor, das finanzielle Engagement des Bundes um weitere
vier Jahre, bis Ende Januar 2015 zu verlängern. 38

MOTION
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat hiess der Nationalrat im Berichtsjahr eine Motion
Humbel-Näf (cvp, AG) gut, gemäss der im Scheidungsfall obligatorische und
überobligatorische Altersguthaben der Pensionskasse je im gleichen Verhältnis
aufgeteilt werden sollen. Bislang wird der zu übertragende Teil der Austrittsleistung so
weit als möglich dem überobligatorischen Altersguthaben entnommen. Dies hat zur
Folge, dass die Rente desjenigen Partners, der die Austrittsleistung übertragen
bekommt, geringer ausfallen wird, da sowohl der Umwandlungssatz als auch die
Mindestverzinsung im überobligatorischen Bereich tiefer sind als im obligatorischen.  39

MOTION
DATUM: 20.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Deux ans après son dépôt, le Conseil national a classé sans la débattre une motion
Freysinger portant sur la loi fédérale sur le régime des allocations perte de gain. Le
député souhaitait que le congé maternité alloué par les APG puisse être librement
réparti entre le père et la mère du nouveau né.

MOTION
DATUM: 20.03.2009
SOPHIE GUIGNARD

Die grosse Kammer lehnte ferner eine Motion Jositsch (sp, ZH) ab, welche die
Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung unter Strafe
stellen wollte. Obwohl die Bundesverfassung und zahlreiche kantonale Verfassungen die
Diskriminierungen im Zusammenhang mit Lebensweise oder sexueller Identität
ausdrücklich verbieten, kann laut Jositsch die Verleumdung von Menschen aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung nach geltendem Recht strafrechtlich oftmals nicht verfolgt
werden.  40

MOTION
DATUM: 03.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat überwies im Berichtsjahr mit 32 zu 7 Stimmen eine MotionGutzwiller
(fdp, ZH) für ein zeitgemässes Erbrecht. Der Vorstoss, welcher von 24 Ständeräten aus
allen grossen Parteien unterzeichnet und auch vom Bundesrat begrüsst wurde, zielt
darauf ab, das Pflichtteilsrecht flexibler auszugestalten und es den stark geänderten
demografischen, familiären und gesellschaftlichen Lebensrealitäten anzupassen.
Während die generelle Stossrichtung der Motion begrüsst wurde, stiess die darin
vorgesehene Besserstellung von Konkubinatspaaren auf Widerstand. Insbesondere
Politiker der CVP beurteilten den Vorschlag der Ehe-Entprivilegierung sehr skeptisch. 41

MOTION
DATUM: 23.09.2010
ANDREA MOSIMANN

En septembre 2008, la députée Schmid-Federer déposait une motion demandant un
congé parental partiel. Elle souhaitait que le congé financé par l'allocation perte de
gains (APG) de 14 semaines soit librement réparti entre les deux parties parentales, à
l'exception de l'interdiction légale de travailler, réservée à la mère. Le Conseil fédéral
s'est opposé à la motion, qui a été classée car le conseil n'a pas achevé son examen
dans le délai réglementaire de deux ans. Cette motion s'ajoute à une longue liste
d'objet parlementaires plebiscitant un congé parental.

MOTION
DATUM: 01.10.2010
SOPHIE GUIGNARD
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Als Zweitrat überwies der Ständerat in der Wintersession eine Motion Humbel-Näf(cvp,
AG). Der Bundesrat wird damit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen dafür zu
schaffen, dass im Scheidungsfall obligatorische und überobligatorische
Altersguthaben je im gleichen Verhältnis aufgeteilt werden. 42

MOTION
DATUM: 02.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat überwies im Frühjahr eine Motion Fehr (sp, ZH) zur Änderung der
gesetzlichen Grundlagen bezüglich des Adoptionsgeheimnisses. Die Vorlage, welcher
der Nationalrat bereits 2010 zugestimmt hatte, forderte vom Bundesrat einen Vorschlag
zur Änderung des Zivilgesetzbuches, so dass den leiblichen Eltern, nachdem ihre Kinder
die Volljährigkeit erreicht haben und einem solchen Kontakt zustimmen, eine
Anspruchsberechtigung auf Kenntnis der Personalien ihrer Kinder zuerkannt wird. 43

MOTION
DATUM: 19.03.2011
ANITA KÄPPELI

Ebenso wie eine Motion Estermann (svp, LU; Mo. 20.3191) erfuhr auch eine Motion von
Siebenthal (svp, BE) mit dem Zweck der weiteren Reduktion von
Schwangerschaftsabbrüchen in der Sondersession im Mai 2022 eine deutliche Abfuhr.
Konkret hatte die Motion des Berner SVP-Nationalrats gefordert, dass Frauen mit
Problemschwangerschaften umfassender über die Risiken einer Abtreibung beraten
werden. Aufgrund der bereits bestehenden Beratungsangebote – namentlich erwähnte
die Regierung die im Protokoll der Schweizerischen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe (SGGG) erwähnten Beratungsmöglichkeiten sowie die bestehenden
kostenlosen Schwangerschaftsberatungsstellen für gesundheitliche und psychosoziale
Belange – sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf und empfahl die Motion zur
Ablehnung. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 143 zu 32 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Zustimmung erfuhr die Motion von einer knappen Mehrheit der SVP-
Fraktion sowie von fünf Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Ebenso stammten die
Enthaltungen aus diesen beiden Fraktionen. Yvette Estermann und Erich von Siebenthal
sind darüber hinaus an zwei im Dezember 2021 lancierten Volksinitiativen beteiligt, die
Einmal-darüber-schlafen-Initiative und die Lebensfähige-Babys-retten-Initiative, die
als Ziel ebenfalls die Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen verfolgen. 44

MOTION
DATUM: 11.05.2011
MARLÈNE GERBER

Die Motion Gutzwiller (fdp, ZH) mit der Forderung nach einem zeitgemässen Erbrecht
wurde im Frühling von der grossen Kammer als Zweitrat behandelt. Nebst einer
allgemeinen Flexibilisierung des Erbrechts, welches seit 1912 seine Gültigkeit hat und
anhand der damaligen gesellschaftlichen und demographischen Entwicklungen gestaltet
wurde, forderte der Motionär auch eine Abschaffung des elterlichen Pflichtteilsrechts.
Der Nationalrat folgte dem Ständerat und nahm die Motion an, allerdings mit einer
Präzisierung des Motionstexts zur klareren Abgrenzung zwischen Ehepaaren und im
Konkubinat lebenden Paaren. Die grosse Kammer setzte sich damit klar für die Ehe ein
und wehrte sich gegen eine erbrechtliche Gleichstellung von Konkubinats- mit
Ehepaaren. Deutlich verworfen wurde ein Minderheitsantrag Schwander (svp, SZ), der
aufgrund mangelnder Dringlichkeit die Ablehnung der Motion gefordert hatte. Der
Ständerat nahm die abgeänderte Version des Motionstextes im Juni ebenfalls an. 45

MOTION
DATUM: 07.06.2011
ANITA KÄPPELI

Ohne Erfolg war eine Motion Schmid-Federer (cvp, ZH) zur Einführung eines
unbezahlten Vaterschaftsurlaubs. Damit sollte sichergestellt werden, dass Väter einen
Anspruch auf eine unbezahlte Freistellung von maximal vier Wochen haben, um die
frühkindliche Entwicklung mitzuerleben und die Mutter zu entlasten. Die Motion fand
im Nationalrat keine Mehrheit und wurde abgelehnt. Eine ähnliche Forderung stellte
der Dachverband der Arbeitnehmer Travailsuisse im Mai. Er verlangte 20 Tage Ferien für
alle Väter nach der Geburt eines Kindes und eine Erwerbsersatzrate von 80 Prozent des
Lohnes. Die Finanzierung sollte nach Ansicht des Verbands über die
Erwerbsersatzordnung (EO) gesichert werden. 46

MOTION
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Der Ständerat behandelte im März die Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) zur Änderung des
Zivilgesetzbuches, um eine Adoption bereits ab vollendetem 30. Lebensjahr zu
ermöglichen. Die Motionärin argumentierte, dass dies auch schon vor dem bisher
geltenden 35. Lebensjahr möglich sein solle und dass die bestehende Regelung viele
Paare unnötig lange auf eine Adoption warten lasse. Der Nationalrat hatte der Motion
bereits 2009 zugestimmt. Der Ständerat folgte der Empfehlung seiner
Rechtskommission und nahm das Geschäft in leicht abgeänderter Form an. Der

MOTION
DATUM: 15.12.2011
ANITA KÄPPELI
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Bundesrat wurde beauftragt, das Adoptionsalter herunterzusetzen, der Ständerat
verzichtete aber auf die explizite Definition einer Altersgrenze im Motionstext. Diese
Version wurde im Dezember vom Nationalrat mit 116 zu 45 Stimmen angenommen.
Gleichzeitig wurde eine parlamentarische Initiative John-Calame (gp, NE) mit ähnlichem
Inhalt zurückgezogen. 47

Ende des Berichtsjahres überwies der Nationalrat eine Motion der FDP-Fraktion,
welche den Bundesrat auffordert, den kantonalen Vollzug im Bereich der Vorschriften
zum Lebensmittelgesetz zu überprüfen. Die Freisinnigen bemängelten deren überaus
strenge Anwendung betreffend Kindertagesstätten, welche Lebensmittel an Kinder
abgeben. Die Regelungen entsprechen teilweise denjenigen von Restaurants. Der
Bundesrat empfahl in seiner Stellungnahme dem Parlament die Motion zur Annahme. 48

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Dans sa motion « Construction et gestion de structures d'accueil collectif de jour
pour enfants. Suppression des obstacles bureaucratiques », le PLR demande un
examen des prescriptions applicables aux structures d’accueil pour enfants afin
d’éviter que ces structures soient soumises à des règlements disproportionnés,
notamment en matière de denrées alimentaires. Dans certains cantons, les structures
qui accueillent des enfants pour manger peuvent être soumises aux mêmes
règlementations qu’une cuisine de restaurant. Si les conclusions du rapport
gouvernemental démontrent une trop grande sévérité envers les structures d’accueil, le
Conseil fédéral devra intervenir afin de permettre une interprétation plus souple des
lois, évitant ainsi une surcharge administrative et financière pour les structures
d’accueil. Le Conseil des Etats a accepté cette motion s’alignant ainsi sur le Conseil
national. 49

MOTION
DATUM: 04.06.2012
EMILIA PASQUIER

Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 50

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

Pour répondre à une réglementation insuffisante en matière de placement des enfants,
la conseillère nationale Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a déposé une motion
demandant que les organisations qui placent des enfants soient soumises au régime de
l’autorisation. En outre, la situation des enfants à long terme et la transparence des
coûts de ces organisations privées devront aussi être surveillées. Le Conseil des Etats et
le Conseil national ont adopté la motion, malgré une opposition du parti agrarien. 51

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

L’adoption par des couples homosexuels a été au centre des débats politiques lors de
l’année sous revue. Les revendications des familles arc-en-ciel avaient commencé en
2011 lorsque le Tribunal fédéral avait rejeté la demande d’une personne qui souhaitait
adopter les enfants de sa conjointe. Le soutien à ce cas s’était manifesté par le dépôt
d’une pétition « même chances pour toutes les familles » à Berne. La commission des
affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ CE) a donné suite à cette pétition et a ainsi
proposé la motion « Droit de l’adoption. Mêmes chances pour toutes les familles ». Le
Conseil fédéral a pris position sur le sujet en exprimant son soutien à l’adoption des
enfants indépendamment de l’orientation sexuelle des couples. Cependant, le
gouvernement préfèrerait une limitation de l’adoption aux enfants du partenaire et non
un accès sans restriction à l’adoption. Le Conseil des Etats n’a pas souhaité inclure les
limitations du Conseil fédéral et a adopté la motion par 21 voix contre 19. Lors du
passage de la motion devant le Conseil national, les discussions ont été bouillonnantes
et se sont même transformées en attaques personnelles. Deux propositions de minorité
antagonistes ont encore accentué les profondes divisions sur le sujet. Une minorité
socialiste a proposé l’acceptation de la motion telle qu’au Conseil des Etats, alors
qu’une minorité émanant de l’UDC et de quelques membres du PLR a demandé le rejet
de la motion. La proposition de la majorité a modifié la motion en limitant l’adoption à
l’enfant du partenaire enregistré. Au vote, le Conseil national a suivi la majorité par

MOTION
DATUM: 13.12.2012
EMILIA PASQUIER
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113 voix contre 64 et 4 abstentions, l’opposition se retrouvant dans les rangs du groupe
pdc-pev et udc. Le Conseil des Etats devra s’exprimer sur le projet modifié en 2013. 52

Un état de fait « choquant », c’est ainsi que la conseillère aux Etats Anne Seydoux-
Christe (pdc, JU) a qualifié la situation des mères au chômage qui bénéficient que
d’allocations pertes de gain et dont le père n’a pas reconnu l’enfant. En effet, les
femmes dans cette situation particulière ne touchent pas d’allocations familiales. Afin
de pallier ce manque, notamment dû aux modifications de la loi fédérale sur les
allocations familiales, la députée jurassienne a déposé une motion adoptée en
septembre. 53

MOTION
DATUM: 17.09.2013
EMILIA PASQUIER

Après que le Conseil des Etats a accepté la motion Seydoux-Christe (pdc, JU)
concernant les mères au chômage qui ne bénéficient que d’allocations pertes de gain,
le Conseil national a lui aussi adopté le texte, par 102 voix contre 69 et une abstention.
Les oppositions étaient à chercher du côté de l'UDC et du PLR. 
La CSSS-CN ainsi que le Conseil fédéral avaient recommandé d'accepter la motion, qui
permet que les mères au chômage touchent les allocations familiale pour leur enfant,
même si le père de celui-ci ne le reconnaît pas ou si son adresse est inconnue. 54

MOTION
DATUM: 05.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Dénonçant les inégalités de traitement entre les couples mariés et les couples de
concubins, le député Rösti (udc, BE) a déposé une motion visant une révision partielle
de la loi fédérale sur l’impôt fédéral direct. En effet, selon lui, les couples concubins
bénéficient de plus grandes possibilités de déduction fiscale que les couples mariés.
Malgré l’avis défavorable du Conseil fédéral, la chambre du peuple a accepté la motion
à 93 voix contre 84. 55

MOTION
DATUM: 10.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Contrairement au Conseil national lors de la session d’automne 2014, le Conseil des
Etats a rejeté la motion de la Commission des affaires juridiques du Conseil national qui
réclame une base constitutionnelle concernant le partage du déficit dans le droit
relatif à l’entretien. La commission souhaite grâce à cette base constitutionnelle
pouvoir supprimer dans la partie du code civil suisse relative à l’entretien de l’enfant le
principe de l’intangibilité du minimum vital du parent débiteur. Ce dernier a pour effet
de garantir au parent qui n’a pas la garde de l’enfant de conserver un minimum vital,
tandis que le parent ayant la garde de l’enfant se trouve souvent contraint de se tourner
vers l’aide sociale, comme l’a souligné la conseillère aux Etats Géraldine Savary (ps, VD)
lors du débat parlementaire. Le Conseil des Etats a rejeté la motion à 22 voix contre
19. 56

MOTION
DATUM: 02.12.2014
SOPHIE GUIGNARD

En juin 2013, Antonio Hodgers (pev, GE) avait posé une motion demandant au Conseil
fédéral de proposer des modifications législatives permettant aux cantons d'instaurer
un congé paternité financé par les assurances sociales. Le Conseil fédéral avait en 2013
conseillé de rejeter la motion, puisque le département fédéral de l'Intérieur planchait
au même moment sur un rapport explorant les diverses pistes possibles pour
l'instauration d'un tel congé. Suite au départ du Conseil national de son camarade de
parti, la députée Aline Trede (pes, BE) a repris le dossier. Elle a défendu la motion en
présentant l'argument de l'égalité des sexes ainsi qu'un argument plus économique: un
congé paternité permet aux femmes de revenir sur le marché du travail et pallie ainsi au
manque de main d’œuvre qualifiée. Lors de la session parlementaire de printemps
2015, le conseiller fédéral Alain Berset s'exprimait contre la motion, principalement en
raison de la trop grande marge de manoeuvre accordée aux cantons pour un objet qui,
selon le Conseil fédéral, risque de causer de trop importantes différences de
traitement entre les régions. Le socialiste ne s'est cependant pas opposé au principe
de la proposition et a appelé le parlement à réfléchir à la suite à donner à cette
question sur la base du rapport que le Conseil fédéral avait rédigé suite au postulat Fetz
(11.3492). Le Conseil national a refusé la motion à 93 voix contre 78, avec 9 abstentions.
Le non provenait principalement des groupes UDC et radical-libéral.

MOTION
DATUM: 05.03.2015
SOPHIE GUIGNARD
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La députée verte Aline Trede (pes, BE) avait déposé en décembre 2014 une motion pour
un congé parental de 18 mois, dont 6 devaient être pris par le père. Dans son plaidoyer,
elle prend pour exemple le reste des pays de l'OCDE, dont l'Allemagne et la Suède, qui
connaissent des régimes d'assurance parentale bien plus généreux. Le Conseil fédéral
s'est prononcé en défaveur de cette motion. D'accord sur l'importance pour un père
de bénéficier aussi d'un congé parental lors des premiers mois de son enfant pour des
questions de favorisation du retour dans la vie active de la mère et d'éducation des
générations futures, il reproche cependant à la motionnaire deux points de son projet.
Premièrement l'imprécision quant à la teneur du congé. Celui-ci serait-il indemnisé? Et
si oui, à quelle hauteur et par qui? Deuxièmement, les sept sages s'inquiètent des
retombées d'un tel congé sur l'économie: ils estiment le coût d'un congé parental de
six mois à entre 1418 et 1772 millions de francs. Le Conseil fédéral rappelle que suite au
postulat Fetz "Congé parental et prévoyance familale facultatifs" (11.3492) il a présenté
un rapport présentant huit modèles différents de congé parentaux. La solution
privilégiée jusque-là reste le développement et l'encouragement de l'accueil extra-
familial. Suite à la non réélection de Madame Trede, la motion a été reprise en
décembre 2015 par sa camarade de fraction, Sibel Arslan.

MOTION
DATUM: 03.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 57

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

La motion Caroni, qui vise à simplifier la procédure des mariages en supprimant le
délai obligatoire de 10 jours entre l'autorisation de mariage et la célébration de celui-ci
ainsi que l'obligation de se marier devant deux témoins a été débattue en septembre
2016 au Conseil des Etats. Le sénateur Rieder a proposé au Conseil de n'en accepter
que le premier point. La question des témoins a été débattue en termes de
conservatisme contre libéralisme. Les sénateurs ayant pris la parole en s'opposant à la
suppression de l'obligation y voient une manière d'affaiblir encore le mariage comme
institution. Selon eux, les témoins représentent une tradition qui doit être conservée.
Les partisans de la motion, eux, y voient un article de loi désormais superflu et qui ne
fait plus sens. Ils préfèrent donc laisser aux personnes le choix de se marier devant
témoins ou non. Le premier camp l'a emporté. Le Conseil des Etats a finalement
accepté à l'unanimité le premier point de la motion Caroni, mais rejeté le second, à 25
voix contre 15, avec 1 abstention. 58

MOTION
DATUM: 22.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

En mai 2017, le Conseil national a refusé de justesse une motion du député Portmann
(plr, ZH) visant à simplifier les dénominations de l'état civil. Les trois mentions "marié",
"non marié" et "veuf" devraient selon le libéral-radical suffire à couvrir toutes les
situations de vie existantes, sans par exemple effectuer de discrimination entre le
mariage et le partenariat enregistré. Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion,
avançant que des objets parlementaires concernant les nouvelles formes d'union
(13.468 "mariage civil pour tous" ou 15.3431 "un Pacs pour la Suisse") allaient être
discutés prochainement à l'assemblée fédérale, rendant prématuré un changement des
dénominations d'état civil avant la refonte des formes d'union. Le non l'a emporté par
92 voix contre 91, avec une abstention. Les refus provenaient tous de l'UDC, du PDC et
du PBD. 59

MOTION
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD
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En mai 2017, le Conseil national a rejeté une motion du député Portmann (plr, ZH) qui
souhaitait étudier la communauté familiale en tant que nouvelle catégorie d'état civil.
Considérant que le rapport du Conseil fédéral sur le droit de la famille de 2015 ne
prenait pas en compte cet aspect-là de la vie familiale, il préconise une mise en
consultation qui permettrait de connaître le point de vue de la société civile sur la
question. Cela paraît nécessaire au libéral-radical, considérant qu'un tiers des ménages
ne consiste pas en un mariage traditionnel. Se posent alors des questions de protection
juridique en cas de décès de l'un des partenaires ou de responsabilités face, à
notamment, la dépendance à l'aide sociale. L'objet a rencontré des oppositions du côté
de l'UDC et du PDC. Le Conseil fédéral s'est également prononcé contre la motion.
Celle-ci a été rejetée par 92 voix contre 84, avec 10 abstentions. 60

MOTION
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d'été 2017, le Conseil national a refusé par 96 voix contre 89 et 2
abstentions la motion de la députée Amherd (pdc, VS) demandant la création d'un
registre électronique national pour les conventions parentales. Cette mesure irait
dans le sens de la protection de l'enfant, car le registre permettrait aux autorités de
connaître les situations particulières aux familles, pour agir rapidement en toute
connaissance de cause, si besoin. Le Conseil fédéral s'est montré méfiant face à la
proposition de la conseillère PDC, estimant que cela soulevait trop de questions
d'ordre juridique et éthique. Cependant, si l'objet passait la rampe à la chambre du
peuple, il aurait pu être proposé au Conseil des Etats comme mandat d'examen. 61

MOTION
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

En 2015, la députée Trede (verts, BE) avait demandé au Conseil fédéral de réaliser une
enquête sur le congé de paternité en Suisse. Elle avait déjà en 2013 lancé un postulat
sur le même sujet. Le Conseil fédéral ayant réalisé cette même année un rapport dont
la première partie se penche sur le sujet, il n'estime pas opportun de renouveler
l'exercice. De plus, les données qui différencierait ce rapport de celui que demande
Mme Trede, à savoir l'usage que font les pères des différentes possibilités de congé qui
leur sont offertes, demanderait un travail de documentation trop lourd. Le conseiller
fédéral Berset, en charge de ce dossier, ajoute que comme une initiative populaire a
été déposée pour un congé paternité, le parlement aura, à ce moment-là, l'opportunité
de demander les éclaircissements nécessaires. Le Conseil national, suivant son avis, a
alors rejeté l'objet par 123 voix contre 60, avec 9 abstentions. 62

MOTION
DATUM: 07.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

En juin 2017 le Conseil national a refusé par 132 voix contre 54 et 2 abstentions la
motion Feri (ps, AG): introduction d'allocations pour enfant sous condition de
ressources. Elle aurait chargé le Conseil fédéral de mettre en place trois mesures: 1)
création d'une base légale permettant à la Confédération de soutenir davantage les
structures d'accueil extrafamilial 2) instigation d'un droit légal à réduire son temps de
travail après une naissance 3) versement d'allocations pour les enfants sous condition
de ressources. Lors du débat en chambre du peuple, le Conseiller fédéral Berset s'est
prononcé contre la motion, en rappelant que la troisième demande de la députée Feri
avait été étudiée dans le rapport en réponse au postulat Tornare (13.3135). Deux raisons
motivaient la non-mise en place de cette mesure: les finances fédérales qui ne le
permettaient pas et une entorse trop importante au principe du fédéralisme, la
Confédération empiétant trop largement sur les compétences cantonales. Cependant,
la lutte contre la pauvreté des familles reste un objectif important pour le Conseil
fédéral, a souligné le ministre de l'Intérieur en rappelant un projet prévu sur cinq ans
allant dans ce sens. Il a également rappelé le vote final de la modification de la loi sur
les aides financières à l'accueil extrafamilial pour enfants (16.055), devant se tenir le
lendemain. Lors du vote, seuls les conseillers verts et socialistes, ainsi que deux
membres du groupe PDC ont soutenu la motion, qui a donc été liquidée. 63

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Le député Ruppen (udc, VS) a déposé une motion intitulée: APEA. Améliorer la
transparence. Par ce moyen, il souhaite que les personnes qui contactent l'autorité de
protection de l'adulte et de l'enfant pour dénoncer une maltraitance de manière
malveillante soient punies financièrement et que leur nom soit divulgué. Le Conseil
fédéral estime que la règle de confidentialité qui a cours en ce qui concerne les appels
signalant une personne ayant besoin d'aide garantit l'accès à cette aide pour le plus
grand nombre. Les cas de malveillance étant extrêmement rares, les sept sages
n'estiment pas nécessaire une modification de la loi. La chambre basse a suivi cet avis,

MOTION
DATUM: 26.09.2017
SOPHIE GUIGNARD
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rejetant la motion agrarienne par 111 voix contre 72 sans abstentions. 64

Le Conseil national a rejeté en mars 2018 une motion du député Schwander (udc, SZ).
Avec sa proposition intitulée: APEA. Instituer un système d'avocats de la première
heure il souhaitait que les personnes auditionnées dans le cadre d'un signalement de
danger à l'autorité de protection de l'adulte et de l'enfant (APEA) puissent bénéficier de
l'assistance d'un ou d'une avocate, indépendante et rémunérée par l’État. Le conseiller
agrarien estime que si ce dispositif existe dans le droit pénal et le droit d'asile, il devrait
également être mis à disposition pour des procédures qui gagneraient d'ailleurs en
efficacité. Ses arguments n'ont pas convaincu, puisque 107 voix s'y sont opposées,
contre 79 et 6 abstentions. 65

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

Im September 2017 reichte Isidor Baumann (cvp, UR) eine Motion für eine faire
Lastenverteilung bei den Familienzulagen ein. Das Anliegen liess sich im Motionstext
zwar in lediglich sieben Worten ausdrücken, beinhaltete jedoch einige Brisanz:
Baumann wollte die Lohnanteile, welche die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zur
Finanzierung der Familienzulagen zu bezahlen haben, vereinheitlichen. Aktuell
schwanken diese zwischen den 229 Familienausgleichskassen (FAK) zwischen 0.1 und
3.36 Prozent des AHV-pflichtigen Lohns. Dies, da der Bund nur die Mindestleistungen,
nicht aber die Beitragssätze festschreibt und sich die FAK bezüglich Versicherten-
Portfolios stark unterscheiden: Insbesondere in Branchen mit vergleichsweise tiefen
Lohnsummen, einem hohen Mütteranteil und einer hohen Teilzeiterwerbsquote seien
die Beitragssätze hoch, begründete der Motionär sein Anliegen. Daher soll innerhalb der
Kantone zwingend ein Lastenausgleich zwischen den FAK, wie er in 16 Kantonen bereits
besteht und sich dort gemäss dem Motionär bewährt hat, eingeführt werden.
Der Bundesrat verwies indes auf das Familienzulagengesetz, das den Kantonen
Vorgaben zu Mindestbeträgen und Anspruchsvoraussetzungen macht, ihnen aber
ansonsten weitreichende Kompetenzen lässt – explizit auch bezüglich der Einführung
eines Lastenausgleichs. Da die Kantone über die Art und Höhe der Leistungen für
Familien entschieden, liege auch die Entscheidung bezüglich eines Lastenausgleichs in
ihrer Kompetenz, führte der Bundesrat aus und beantragte die Motion zur Ablehnung.
Die anschliessende Behandlung der Motion im Ständerat in der Herbstsession 2017 fiel
aufgrund eines angenommenen Ordnungsantrags Dittli (fdp, UR) nur kurz aus. Dittli, ein
Mitunterzeichner der Motion, beantragte eine Zuweisung an die zuständige
Kommission, weil er einen vorschnellen negativen Entscheid aufgrund der ablehnenden
Haltung des Bundesrates verhindern wollte. Die Kommission solle erst die «Vor- und
Nachteile der neuen Lastenverteilung im Verhältnis zur Einschränkung der
Kantonsautonomie» sowie die Kosten und Nutzen des Vorschlags überprüfen. Im
Februar 2018 bestätigte die SGK-SR jedoch mit 5 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung knapp
die Einschätzung des Bundesrates: Da einige Kantone bereits Änderungen planten oder
diese angedacht hätten, die Kantone insgesamt folglich dabei seien, «ihren
Bedürfnissen entsprechende Massnahmen» zu treffen, sei kein Handlungsbedarf auf
Bundesebene gegeben, erklärte die Kommissionsmehrheit. Eine starke Minderheit
begrüsste aber die Motion, da sie «Familienausgleichskassen in Branchen mit
tendenziell tiefen Löhnen und einem hohen Mütteranteil» entlasten würde. 
In der Ständeratsdebatte in der Frühjahrssession 2018 führte Paul Rechsteiner (sp, SG)
die Position der Minderheit weiter aus. Man habe sich insbesondere durch den Bericht
des Vertreters der Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen überzeugen lassen,
gemäss dem die Einführung des Lastenausgleichs im Kanton Schwyz die Beiträge
insgesamt gesenkt und gleichzeitig die Leistungen verbessert habe. Die
Kommissionsminderheit sei der Meinung, die Familienzulage sei «im Begriff, eine
richtige Sozialversicherung zu werden». Diesen Punkt bestritt Kommissionssprecher
Kuprecht (svp, SZ) mit Verweis auf die fehlende Gegenseitigkeit heftig: Da nur
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber Prämien bezahlten, nicht aber Arbeitnehmende,
handle es sich hier lediglich um eine Zulage, nicht um eine Versicherung. Umstritten
war schliesslich auch die Frage, inwiefern diese Regelung für die Steuervorlage 17
relevant sei. Gemäss bundesrätlichem Vorschlag sollen bei der SV17 die kantonalen
Mindestvorgaben bei den Kinderzulagen erhöht werden. Isidor Baumann sprach sich
folglich dafür aus, hier die Lasten für die KMU fair zu verteilen, um sich diese nicht
zusätzlich als Gegner bei der Steuervorlage einzuhandeln. Alex Kuprecht wehrte sich
jedoch dagegen, noch weitere Elemente in die SV17 hineinzupacken. Knapp entschied
sich der Ständerat mit 20 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Annahme der
Motion. 66

MOTION
DATUM: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Une petite semaine après le 14 juin, le PLR Philipp Müller a estimé important de
favoriser la conciliation entre vie familiale et professionnelle. Il propose ainsi
d'instaurer un congé parental souple et moderne. Le nouveau congé serait de seize
semaines plutôt que de quatorze, et sa répartition se ferait librement entre les parents.
Si les huit premières semaines devraient rester réservées à la mère, il serait possible
pour le père de profiter des huit semaines restantes, en accord avec elle. Les parents
pourraient également se répartir ces huit semaines à leur guise. En l'absence d'accord
entre les parents, quatorze semaines resteraient garanties à la mère, et l'autre parent
se verrait attribuer les deux semaines supplémentaires. 
Le débat à la chambre haute a eu lieu au lendemain de l'acceptation par le Conseil
national du contre-projet indirect à l'initiative pour un congé de paternité. Trois
sénateurs PLR ont tenu à préciser la spécificité de la présente motion par rapport au
contre-projet, qui, pour rappel, propose un congé paternité de deux semaines. La
motion Müller souhaite instaurer un congé parental, et non un congé paternité en plus
du congé maternité, quand bien même en termes de durée, les projets sont similaires.
Anne Seydoux Christe est intervenue pour souligner que la moyenne du congé parental
dans les pays de l'OCDE s'élève à 54 semaines, ce qui rend la formulation de Müller
inacceptable, parce que trop limitative. Josef Dittli, lui, voit le projet Müller comme une
première base de discussion, qui permettrait un débat futur sur l'augmentation du
nombre de semaines. Le Conseiller fédéral Berset a exposé la position du Conseil
fédéral sur la motion. D'abord, comme le projet de congé paternité de deux semaines a
dépassé l'étape d'élimination des divergences et est en attente du vote final, il serait
incongru de lancer un projet en parallèle. De plus, la convention n°183 de l'Organisation
internationale du travail (OIT) prévoit un congé indivisible de quatorze semaines pour la
mère. L'avis du Conseil fédéral a été suivi par 23 voix contre 10 et 3 abstentions. L'objet
est désormais liquidé. 67

MOTION
DATUM: 12.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CE a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants"». Concrètement, elle
a demandé que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes, un argumentaire repris notamment par l'UDC. La motion a finalement été
acceptée par 20 voix contre 12 et 4 abstentions par le Conseil des Etats. Une motion
identique a été déposée simultanément au Conseil national. 68

MOTION
DATUM: 04.05.2020
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CN a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants». Concrètement, elle
demandait que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes. Même son de cloche du côté de l'UDC et de quelques PLR. Cela n'a pas
suffi, puisque la motion a été acceptée à 121 voix contre 56 et 3 abstentions. Une
motion identique identique a été déposée simultanément au Conseil des Etats. 69

MOTION
DATUM: 05.05.2020
SOPHIE GUIGNARD

Die im Februar 2020 von der RK-NR eingereichte Motion «Kinder- und
Minderjährigenehen nicht tolerieren» forderte vom Bundesrat, das ZGB dahingehend
anzupassen, dass eine Eheschliessung für ungültig erklärt wird, wenn «zur Zeit der
Eheschliessung einer der Ehegatten minderjährig war». Zwar gelte in der Schweiz seit
1996 ohne «Wenn und Aber 18 als das Ehefähigkeitsalter», mit der von der RK-NR
vorgesehenen Änderung soll zusätzlich das gesetzliche Mindestalter auch auf
ausländische Minderjährigenehen angewendet werden können, wie dies neu auch in
Deutschland und den Niederlanden gehandhabt werde.
Wie zudem die Kommission per Medienmitteilung kommunizierte, gab sie zeitgleich
einer im Dezember 2018 eingereichten parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH)

MOTION
DATUM: 02.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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(18.467) Folge, welche dieselben Absichten verfolgte. Mit ihrer Motion wolle die
Kommission zusätzlich den Druck auf den Bundesrat erhöhen, damit dieser
entsprechende Regelungen bereits bei der laufenden Revision des ZGB
berücksichtigte.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme im Mai die Ablehnung der Motion:
Mit dem Bericht in Erfüllung des Postulats Arslan (16.3897) habe man bereits
Handlungsbedarf erkannt und das EJPD damit beauftragt, bis Ende Jahr eine
«Vernehmlassungsvorlage im Sinne des darin skizzierten Lösungsvorschlags
auszuarbeiten». Ferner ging die Motion dem Bundesrat zu weit, da bei deren Annahme
rückwirkend zahlreiche, bereits jahrelang bestehende Ehen für ungültig erklärt werden
müssten, bei denen zum Zeitpunkt des Eheschlusses ein Ehegatte minderjährig war. 
In der nationalrätlichen Debatte zur Motion während der Sommersession 2020 führte
Justizministerin Keller-Sutter aus, die allfälligen Ungültigkeitserklärungen hätten auch
erbrechtliche Konsequenzen zur Folge, die man vermeiden wolle. Der Bundesrat sah
deshalb vor, dass Ehen, bei denen die Beteiligten zwar bei Eheschluss minderjährig
waren, unterdessen aber erwachsen seien, in Einzelfällen geheilt und damit für gültig
erklärt werden können. Trotz diesen Einwänden und der angekündigten
Vernehmlassungsvorlage wurde die Motion im Nationalrat mit grosser Mehrheit (150 zu
4 Stimmen bei 6 Enthaltungen) angenommen. 70

Eine im Juni 2018 eingereichte Motion Herzog (svp, TG) forderte vom Bundesrat, sich
bei der geplanten Änderung des Zivilgesetzbuchs bezüglich der Änderung des
Geschlechts im Personenstandsregister an folgenden Punkten zu orientieren: Es sollen
«unterschiedliche Lösungsansätze infolge unterschiedlicher Bedürfnisse zwischen
Transmenschen und Menschen mit einer Variante der Geschlechtsentwicklung»
ausgearbeitet werden und eine Änderung im Personenstandsregister soll nur einmal
möglich sein. Ferner müsse sich eine Änderung des Geschlechts «so weit wie möglich
an den biologischen und medizinischen Fakten und Realitäten orientieren». Eine
Änderung im Personenstandsregister dürfe schliesslich nicht nur gemäss dem
persönlichen Empfinden erfolgen, damit Beliebigkeiten vorgebeugt werden könne, so
Herzogs Forderung.
Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme im August 2018, er sei sich der
unterschiedlichen Bedürfnissen von Transmenschen und Menschen mit einer
Geschlechtsvariante bewusst. Die geplanten Änderungen des ZGB würden freilich
vermehrt Transmenschen entgegekommen. Es gelte aber nun, das
Vernehmlassungsergebnis zum Vorentwurf über die Änderungen des ZGB abzuwarten,
bevor Änderungen im Sinne der vorliegenden Motion diskutiert werden können. 
In der Vernehmlassung stiessen die vorgeschlagenen Änderungen des Zivilgesetzbuchs
schliesslich grösstenteils auf Zustimmung: In einer entsprechenden Botschaft im
Dezember 2019 hielt der Bundesrat fest, dass Betroffene eine Änderung des
Geschlechts beim Zivilstandsamt ohne die von Verena Herzog geforderten Auflagen
beantragen können sollen. Die Motion Herzog wurde in der Folge im Juni 2020
zurückgezogen. 71

MOTION
DATUM: 03.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Le Conseil national a adopté sans débat et à l'unanimité une motion de Lukas Reimann,
qui demandait une harmonisation des pratiques juridiques. En effet, jusqu'à présent
un flou demeure quant à la juridiction cantonale compétente en matière de recours
contre les décisions de placement à des fins d'assistance, les décisions d'APEA ou
encore les décisions au sens de l'article 439 CC. Selon les cantons, cette compétence
peut-être attachée au lieu où se trouve l'institution concernée, ou au lieu où exerce le
ou la médecin qui a pris la décision. Le Conseil fédéral, si la motion est acceptée aux
Etats également, devra se prononcer clairement sur cette juridiction. 72

MOTION
DATUM: 19.06.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a accepté en septembre 2020 une motion de la CSEC-CN, qui
demandait la reconsidération de la mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur
l'accueil extrafamilial pour enfants du 20 mai 2020. Il s'agissait d'étendre les crédits
alloués dans le contexte de la pandémie de coronavirus aux structures bénéficiant de
subventions cantonales ou communales, voire exploitées par les pouvoirs publics; ce
qui permettrait de ne pas exclure les structures des cantons latins. Une minorité de la
commission s'y opposait, estimant les aides financières cantonales ou communales
suffisantes pour empêcher les structures d'accueil de fermer pour raisons
économiques. 
Malgré que le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion, elle a obtenu 117 votes

MOTION
DATUM: 15.09.2020
SOPHIE GUIGNARD
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favorables, 67 oppositions et 6 abstentions. Les oppositions sont à chercher au sein des
partis de droite, qui n'étaient pourtant pas unanimes. Les cantons latins étaient
particulièrement représentés dans ces dissidences bourgeoises. 73

Le Conseil national a refusé en septembre une motion Michaud Gigon, qui demandait
une révision de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour enfants du 20
mai 2020, similaire à la motion de la CSEC-CN. Cette dernière ayant été acceptée dix
jours plutôt, le texte de la verte vaudoise a été rejeté sans débat. 74

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

La motion de l'écologiste Maya Graf (pes, BL), qui demandait que les pauses allaitement
payées par l'employeur soient remboursées par l'assurance perte de gains (APG) a été
classée sans suite, le Conseil national n'ayant pas achevé son examen dans le délai
imparti.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le 9 décembre 2020, le Conseil des États a à son tour accepté la motion de la CSEC-
CN de mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour
enfants. Le texte a été approuvé par 26 voix contre 14, sans abstention. 75

MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Der Nationalrat lehnte es in der Frühjahrssession 2021 ab, ein Rahmengesetz für eine
schweizweite familienergänzende Kinderbetreuung zu schaffen, wie dies eine Motion
von Adrian Wüthrich (sp, BE) verlangt hätte, die nach Ausscheiden des SP-Vertreters
aus dem Rat von dessen Walliser Parteikollege Mathias Reynard übernommen worden
war. Konkret sollte der Bund zusammen mit den Kantonen und Gemeinden verpflichtet
werden, ein flächendeckendes und bezahlbares Angebot an ausserfamiliärer
Kinderbetreuung bereitzustellen. Im Nationalrat fand der Vorstoss neben der
ungeteilten Zustimmung der Ratslinken auch die Unterstützung der geschlossenen GLP-
Fraktion sowie einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Die so erlangten 85 Stimmen
reichten jedoch nicht aus gegen die 98 ablehnenden Stimmen der bürgerlichen
Mehrheit. Fünf FDP-Nationalrätinnen und Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) enthielten
sich der Stimme. Auch der Bundesrat hatte sich im Vorfeld gegen den Vorstoss
ausgesprochen, da er ihn als nicht vereinbar sah mit der subsidiären Rolle, die dem
Bund in diesem Bereich zukommt. 76

MOTION
DATUM: 10.03.2021
MARLÈNE GERBER

Nach dem Nationalrat nahm in der Frühjahrssession 2021 auch der Ständerat eine
Motion Reimann (svp, SG) stillschweigend an, die forderte, dass Kompetenzkonflikte
den Rechtsschutz nicht ausschalten dürfen. Damit ist der Bundesrat aufgefordert, die
örtliche Zuständigkeit bei Beschwerden gegen die fürsorgerische Unterbringung, gegen
Entscheidungen der KESB und gegen Verfügungen nach Anrufung des Gerichts durch
nahestehende Personen der Betroffenen (Artikel 439 ZGB) klar zu regeln und somit eine
Harmonisierung der Rechtspraktiken anzustreben. 77

MOTION
DATUM: 17.03.2021
VIKTORIA KIPFER

Mittels Motion wollte Philippe Nantermod (fdp, VS) erwirken, dass das Verwehren des
Besuchsrechts eines nichtsorgeberechtigten Elternteils unter Strafe gestellt wird.
Wenn der sorgeberechtigte Elternteil nach der Scheidung dem nichtsorgeberechtigten
Elternteil verweigert, sein Kind zu besuchen, komme dies einer Verletzung der
Kinderrechte und einer Misshandlung sowohl des Kindes als auch des
nichtsorgeberechtigten Elternteils gleich, so der Motionär. 
Der Bundesrat stellte sich in seiner ausführlichen Begründung ablehnend zum
Begehren, wobei er auf Diskussionen im Rahmen der Revision der elterlichen Sorge zu
Beginn der 2010er Jahre verwies. Im Vorentwurf dieses Revisionsprojektes sei eine
entsprechende Änderung des Strafgesetzbuches zwar vorgesehen gewesen, aufgrund
der Vernehmlassungsantworten sei jedoch darauf verzichtet worden. Man habe
befürchtet, dass Besuchsrechtskonflikte durch eine Strafandrohung noch verschärft
würden und durch eine solche auch das Kind indirekt leide, weswegen der Bundesrat
«die Schaffung neuer Straftatbestände nach wie vor nicht als adäquates Mittel» sehe.
Anders beurteilte dies der Nationalrat. In der Sondersession im Mai 2021 nahm er die
Motion mit 100 zu 78 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Für Annahme sprachen sich die
Fraktionen der SVP sowie der FDP.Liberalen und der GLP – letztere zwei jeweils mit

MOTION
DATUM: 04.05.2021
MARLÈNE GERBER
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einer abweichenden Stimme – sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion aus. 78

Ein im Jahr 2018 in Erfüllung eines Postulats Maury Pasquier (sp, GE) erschienener
Bericht motivierte Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) zur Lancierung einer Motion, mit
welcher sie die Einführung eines dreiwöchigen, vorgeburtlichen Mutterschaftsurlaubs
forderte. Ebenso wie der bestehende Mutterschaftsurlaub nach der Niederkunft soll
dieser über die Erwerbsersatzordnung finanziert werden. Die zur Erstellung des
Berichts durchgeführte Umfrage bei rund 3'000 zufällig ausgewählten Frauen habe
ergeben, dass nur jede sechste Frau bis zum Geburtstermin arbeite. «Die Erwartung,
dass Frauen bis zur Geburt arbeiten sollen, ist gesundheitlich nicht sinnvoll und in der
Realität kaum möglich», so die Begründung der jurassischen SP-Nationalrätin weiter.
Sie betonte nicht zuletzt auch, dass das Fehlen eines vorgeburtlichen
Mutterschaftsurlaubs die Schweiz zu einem europäischen Sonderfall mache. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er sah keinen Handlungsbedarf;
im Regelfall würden die vorgeburtlichen Arbeitsausfälle durch den Arbeitgebenden
bereits ausreichend gedeckt. Bei «[a]llenfalls bestehende[n]
Kollektivtaggeldversicherungen» würden dem Arbeitgebenden jeweils auch 80 Prozent
oder mehr der Kosten zurückerstattet. Der Anteil an schwangeren Frauen, die wegen
vorgeburtlicher Absenzen keinen Lohn erhielten, bewege sich gemäss Studie lediglich
im einstelligen Prozentbereich. Im Falle der Annahme der Motion würden die
zusätzlichen Kosten für die EO in der Höhe von CHF 200 Mio. eine Erhöhung des
Beitragssatzes nach sich ziehen; mit der Einführung des Vaterschaftsurlaubs sei dieser
jedoch bereits auf das gesetzliche Maximum erhöht worden. 
Auf einen Ordnungsantrag Bauer (fdp, NE) hin beschloss der Ständerat in der
Sommersession, die Motion seiner SGK-SR zur Vorberatung zuzuweisen. Der
Neuenburger Ständerat hatte darauf hingewiesen, dass diese Problematik insbesondere
Grenzregionen betreffe. 79

MOTION
DATUM: 14.06.2021
MARLÈNE GERBER

In verschiedenen Urteilen in den Jahren 2020 und 2021 beschloss das Bundesgericht
eine Abkehr vom bisherigen ehelichen Unterhaltsrecht: Aufgrund des gesellschaftlichen
Wandels solle etwa nicht mehr länger ein automatischer Anspruch auf nacheheliche
Unterhaltszahlungen bestehen. Auch über 45-jährigen Frauen, die aus familiären
Gründen länger aus dem Erwerbsleben ausgeschieden seien, sei es heute zuzumuten,
nach der Scheidung wieder eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Als Folge dieser
Grundsatzentscheide befürchtete Eva Herzog (sp, BS) für viele Familien eine
Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse, etwa aufgrund «negativer Anreize im
Steuersystem» und hoher Kosten für die familienexterne Kinderbetreuung. In einer
Motion forderte sie deswegen die Schaffung einer Datengrundlage zu
Unterhaltsentscheiden im Familienrecht, um die Auswirkungen der Veränderungen im
Unterhaltsrecht besser beobachten zu können. 
Da zur Erfüllung der Forderung eine neue gesetzliche Grundlage geschaffen werden
müsste, um die Kantone zur Erhebung dieser Daten zu verpflichten, diese Erhebung
begleitet werden müsste von einem Konzept zur Schaffung einer vergleichbaren
Statistik und nicht zuletzt auch eine Anpassung der behördlichen Informations- und
Kommunikationssysteme nötig wäre, erachtete der Bundesrat die Motion zum
gegebenen Zeitpunkt als nicht umsetzbar. Er kündigte aber an, die Umwandlung der
Motion in einen Prüfauftrag zu unterstützen, sollte der Erstrat sich positiv zum Anliegen
äussern. Letzteres tat der Ständerat tatsächlich: In der Wintersession 2021 nahm er die
Motion Herzog mit 23 zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 80

MOTION
DATUM: 14.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Landesregierung war gegen die Schaffung einer Fachstelle für Buben-, Männer-
und Väterfragen. Zudem lehnte sie die Umbenennung der eidgenössischen Kommission
für Frauenfragen in eine beide Geschlechter berücksichtigende Bezeichnung ab. Der
Bundesrat begründete diese Haltung – eine Stellungnahme auf die Motion von
Graffenried (gp, BE) – damit, dass sich das Büro für Gleichstellung bereits für Anliegen
der Geschlechtergleichheit einsetze. Diese Haltung löste bei den Männerorganisationen
Empörung aus. Das Parlament hat diesen Vorstoss im Berichtsjahr noch nicht
behandelt. 81

MOTION
DATUM: 16.02.2011
ANITA KÄPPELI

Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session de mai 2017, le Conseil national a discuté une motion de la socialiste
Galladé (ps, ZH), visant à interdire le châtiment corporel. Il ne figure pas dans le code
civil d'interdiction explicite de cette pratique. Il est, selon la députée, nécessaire que
cela soit clairement mentionné, pour prévenir la maltraitance envers les enfants. Elle
cite comme exemple des pays comme l'Allemagne et la Suède, qui ont franchi ce pas. Le
Conseil fédéral, représenté lors du débat par la ministre Sommaruga est d'avis qu'une
telle mention est inutile, toute forme de violence envers les enfants, quand elle est
détectée, étant immédiatement poursuivie pénalement. L'objet a été rejeté par 128 voix
contre 51, avec 6 abstentions. 82

MOTION
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD
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